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Sitzungsvorlage-Nr. 32/1106/XVIII/ 2026

Gremium Sitzungstermin Behandlung Zustandigkeit

Kreistag 24.06.2026 offentlich Kenntnisnahme

Tagesordnungspunkt:
Anfrage der AfD-Fraktion vom 03.06.2026 zum Thema "Angriffe auf

Beschaftigte"

Sachverhalt:

Zur Anfrage der Kreistagfraktion der AfD zur Thematik ,Wie ist der Sachstand hinsichtlich
taglicher Angriffe auf Beschéftigte im 6ffentlichen Dienst und bei OPNV-Betrieben sowie
stadtischen Unternehmen im StraBen- und AuBendienst® vom 03.06.2026 nimmt die
Verwaltung nachfolgend Stellung.

Vorbemerkungen

Die Problematik von Angriffen auf Krafte von Ordnungsbehérden, Polizei, Rettungsdienst,
Feuerwehren oder anderen Personengruppen, die in 6ffentlichen Einrichtungen beschaftigt
sind, ist der Kreisverwaltung bekannt. Es handelt sich um ein sehr ernst zu nehmendes Thema,
dass offentlicher Aufmerksamkeit bedarf. Es liegt jedoch auBerhalb der Moglichkeiten einer
Kreisverwaltung, dieses gesamtgesellschaftliche Thema flachendeckend aus eigener Kraft
nachhaltig zu I6sen.

Die Klarheit und Aussagekraft von Antworten der Verwaltung auf Anfragen sind u.a. auch
abhangig von der Genauigkeit der eingereichten Fragestellungen sowie ganz wesentlichen vom
Aspekt der Zustandigkeiten. NaturgemaB kann eine Kreisverwaltung keine Antworten zu Daten
liefern, Uber die sie mangels einer entsprechenden gesetzlichen Zustandigkeit bzw. einer
eigenen Aufgabenwahrnehmung gar nicht verfigt. Aus dem Hinweis der Verwaltung in solchen
Fallen, dass keine Daten vorhanden sind, darf jedoch nicht der Schluss gezogen werden, dass
eine Thematik innerhalb der Verwaltung keine Beachtung fande.

Frage 1: Werden im Rhein-Kreis Neuss Angriffe auf Beschaftigte des 6ffentlichen
Dienstes sowie auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von OPNV-Gesellschaften und
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stadtischen Betrieben, die im StraBen- und AuBendienst titig sind (z. B.
Ordnungskrafte, Bus- und Bahnfahrerinnen und -fahrer), systematisch erfasst?

Die Kreisverwaltung ist nicht fiir die Erfassung der in der Fragestellung aufgelisteten
Sachverhalte, die bei anderen Behdrden oder Dienstleistern auftreten, zustandig.

So ist der Rhein-Kreis Neuss gem&B § 3 Abs. 1 OPNVG NRW als Aufgabentréger fiir die
Planung, Organisation, Ausgestaltung und Finanzierung des 6ffentlichen Personennahverkehrs
(OPNV) auf seinem Gebiet zustindig. Dieser gesetzliche Auftrag umfasst auch die Bestellung
und Vergabe von Verkehrsleistungen im Bus-, Stadtbahn- und StraBenbahnverkehr an
Verkehrsunternehmen, die einen leistungsfahigen und bedarfsgerechten 6&ffentlichen
Nahverkehr sicherstellen.

Eine sichere und zuverldssige Beférderung der Fahrgaste sowie die Einsatz- und
Personalplanung fiir Fahrerinnen und Fahrer sowie weiteres Betriebspersonal fallen hingegen
ausschlieBlich in den Zustandigkeitsbereich der jeweiligen Verkehrsunternehmen.

Die Erfassung von Straftaten ist Aufgabe der Polizeibehdrden, nicht der Kreisverwaltung. In
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) werden Angaben zur Opferspezifik, u. a. zu Beruf oder
Tatigkeit, erfasst. Mitarbeitende des OPNV oder stidtischer Betriebe werden hier nicht
gesondert aufgefiihrt.

Die Kreisverwaltung verfiigt seit Januar 2025 fir ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Gber
einen ,Gewaltmeldebogen", den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausfillen und an die
Personalverwaltung schicken kénnen, wenn sie tatlich angegriffen oder nach ihrer subjektiven
Wahrnehmung durch Worte oder Gesten beleidigt wurden. Dieses Verfahren wurde im
Arbeitssicherheitsausschuss entwickelt.

Der Verband der Feuerwehren Rhein-Kreis Neuss hat fur die Krafte von Rettungsdienst und
Feuerwehren ein Erfassungssystem unter dem Titel ,Gewalt gegen Einsatzkrafte" etabliert, in
welches auch die Kreisleitstelle des Rhein-Kreises Neuss eingebunden ist.

Frage 2: Falls eine Erfassung erfolgt: Wie viele solcher Angriffe wurden in den
zuriickliegenden fiinf Jahren (2021-2025) jeweils pro Jahr registriert? Bitte
aufschliisseln nach betroffener Berufsgruppe und Jahr.

Bezliglich der Zustandigkeiten: Siehe Frage 1.

Die Personalverwaltung hat die nachfolgenden Daten fiir die Nutzung des Gewaltmeldebogens
durch das Personal der Kreisverwaltung zur Verfiigung gestellt.

2025 2026
gemeldete Falle 6 7
darin gemeldete Sachverhalte
verbale Beleidigung 4 6
korperlicher Angriff 3 1
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Strafanzeigen gestellt 3 1

Frage 3: Welcher Art waren die registrierten Angriffe? Bitte differenzieren nach
verbalen Ubergriffen, Bedrohungen, titlichen Angriffen (leicht, mittelschwer,
schwer), Sachbeschadigungen und sonstigen Vorfillen.

Beziglich der Zustandigkeiten: Siehe Frage 1.

Bezuglich der Daten zur Kreisverwaltung: Siehe Frage 2.

Frage 4: Wie schwerwiegend waren die registrierten Angriffe im Einzelnen? Bitte
nach Schweregrad (z. B. leichte Korperverletzung, schwere Korperverletzung,
gefahrliche Korperverletzung, Dienstunfdhigkeit, Krankenhausaufenthalt)
aufschliisseln, soweit Daten vorliegen.

Beziiglich der Zustandigkeiten: Siehe Frage 1.

Bezuglich der Daten zur Kreisverwaltung: Siehe Frage 2.

Frage 5: Welche rechtlichen und dienstrechtlichen Konsequenzen wurden aus den
registrierten Vorfiallen gezogen? Bitte nach Art der Konsequenz differenzieren (z.
B. Strafanzeige, Strafverfolgung, zivilrechtliche Schritte, Hausverbote, sonstige
MaBnahmen).

Beziglich der Zustandigkeiten: Siehe Frage 1.

Sofern Mitarbeitende der Kreisverwaltung einen Gewaltmeldebogen ausgefiillt haben oder
einen Vorfall auf andere Weise melden ist das Rechtsamt der Kreisverwaltung bei der
Formulierung von Strafanzeigen oder dem Aussprechen von Hausverboten behilflich. Bei
Beschadigungen an Kreiseigentum wirden zivilrechtliche Schritte ebenfalls durch das
Rechtsamt gepriift.

Bedienstete der Kreisverwaltung, die einen Gewaltmeldebogen eingereicht haben, erhalten
durch die Vorgesetzten und die Personalverwaltung ein Gesprachsangebot, in dem die
jeweilige Situation intensiv aufgearbeitet wird.

Auf welchen Aspekt die in der Frage formulierten , dienstrechtlichen Konsequenzen" abzielt ist
der Verwaltung unklar, da sich dienstrechtliche Konsequenzen nur bei einem Fehlverhalten
von Beschaftigten der 6ffentlichen Verwaltung ergeben kdnnen.

Frage 6: Liegen dem Kreis Informationen vor, ob und in welchem Umfang OPNV-
Gesellschaften und stadtische Betriebe im Kreisgebiet Vorfalle gesondert erfassen
und dokumentieren? Wenn ja, konnen diese Daten zur Verfiigung gestellt werden?
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Hierzu liegen weder der Kreisverwaltung noch der Kreispolizeibehérde Rhein-Kreis Neuss
Informationen vor.

Frage 7: Verfiigt der Rhein-Kreis Neuss iiber ein Praventionskonzept zum Schutz
der genannten Berufsgruppen vor Angriffen im Dienst? Wenn ja, wie ist dieses
ausgestaltet?

Es ist weder mdglich noch zielflihrend, dass eine Kreisverwaltung ein Praventionskonzept fir
das Kreisgebiet erarbeitet, welches gleichzeitig einen Busfahrer, einen Bademeister und einen
Polizeivollzugsbeamten schiitzen soll. Dies ergibt sich schon aufgrund der zahllosen
Unterschiede der Berufsfelder, Tatigkeitsbereiche, Ausbildungen oder des unmittelbaren
Arbeitsumfeldes der verschiedenen Berufsgruppen sowie der verschiedenen Rechtsstellung der
jeweiligen Arbeitgeber bzw. Dienstherren.

Der Rhein-Kreis Neuss ist im Hinblick auf seine Beschaftigten bereits im Jahr 2023 dem
Praventionsnetzwerk des Landes NRW ,Sicher im Dienst® beigetreten. Inhalte und
Zielsetzungen des Netzwerks kodnnen unter https://www.sicherimdienst.nrw/ abgerufen
werden.

Die Kreisverwaltung wirbt mit Plakaten, die in verschiedenen Sprachen vorhanden sind und
insbesondere in den publikumsintensiven Bereichen aushdngen, flir einen respektvollen
Umgang mit den Beschaftigten.

Fir alle Beschaftigten der Kreisverwaltung besteht auf Grundlage des Fortbildungskonzeptes
die Mdglichkeit zum Besuch von Kursen, um deeskalierende Gesprachsfiihrung zu erlernen
oder den Umgang mit herausforderndem Kundenverhalten zu trainieren.

Frage 8: Falls kein Praventionskonzept existiert: Ist die Erarbeitung eines solchen
Konzepts geplant? Wenn ja, in welchem Zeitrahmen und unter Einbeziehung
welcher Akteure (z. B. Kreisverwaltung, OPNV-Unternehmen, Polizei,
Sozialtrager)?

Siehe Frage 7.

Frage 9: Welche konkreten MaBnahmen wurden oder werden ergriffen, um die
Sicherheit der genannten Beschiftigtengruppen im taglichen Dienst zu erhéhen (z.
B. technische SicherheitsmaBnahmen, Videoiiberwachung,
Deeskalationsschulungen, Notfallsysteme, Leitstellen-Direktverbindungen zur
Polizei)?

Durch das Kriminalkommissariat Kriminalpravention/Opferschutz der Kreispolizeibehdrde
Neuss werden in Kooperation mit der Rheinbahn jahrlich auf Anfrage Schulungen fir
Schilerinnen und Schiiler einiger Schulen im Rhein-Kreis Neuss als Busbegleitpersonen
angeboten. Bei diesen Schulungen sind auch Mitarbeitende des Fahrpersonals involviert und
es werden Deeskalationstaktiken gelehrt.

Die Blroarbeitsplatze der Kreisverwaltung sind durch das System NetAlarmPro miteinander
verbunden. Durch den gleichzeitigen Druck mehrerer Tasten auf der Tastatur wird in den Biiros


https://www.sicherimdienst.nrw/

Sitzungsvorlage-Nr. 32/1106/XVIII/2026 Seite 5 von 6

im unmittelbaren Arbeitsumfeld der betreffenden Kraft ein Alarm ausgeldst, so dass sofort
Hilfe herkommen kann.

Die Krafte der Servicecenter der Kreisverwaltung sind durch Plexiglasscheiben geschiitzt.

Die Dienstraume der Auslanderbehdrde sind durch verschlossene Tlren geschitzt, die tGber
eine Sichtmdglichkeit nach auBen verfligen und nur von innen durch die Dienstkrafte gedffnet
werden koénnen.

Fir die AuBendienstkrafte des Amtes flir Sicherheit und Ordnung, die naturgemaB in weitaus
regelmaBigerem MaBe in Einsatzsituationen mit Angriffen oder Beleidigungen konfrontiert
werden kdénnen, hat die Kreisverwaltung in den vergangenen Jahren eine vollumfangliche
Schutzausriistung beschafft. Diese umfasst maBangefertigte schusssichere Westen,
schnittsichere Handschuhe, schnitthemmende Halstticher, Sicherheitsschuhe,
Einsatzbekleidung sowie eine Koppel mit Reizstoffspriihgerat, Handfesseln und einem
ausziehbaren kurzen Einsatzschlagstock. Des Weiteren werden die Krafte des
AuBendienstpools regelmaBig rechtlich geschult und in der Anwendung der Einsatzmittel sowie
auf der taktischen Ebene durch einen externen Dienstleister trainiert. Fir das
Rlckkehrmanagement der Auslanderbehérde wurde ein entsprechend ausgestattetes
Fahrzeug zur Verbringung der Personen zum Flughafen oder in die Abschiebehaft beschafft
und fur die Dienstkrdfte ein Fahrsicherheitstraining ermdglicht. Um die vorgenannten
MaBnahmen zu verstetigen und auf eine planerische Grundlage zu stellen wurde im Jahr 2025
eine entsprechende Dienstanweisung in Kraft gesetzt.

Die Ausstattung und das Training der AuBendienstkrafte des Amtes 32 haben sich bereits in
vielen Situationen bewahrt. Die Krafte des AuBendienstes kdnnen auch, sofern sie innerhalb
der Dienststelle verfligbar sind, von anderen Fachamtern oder den Servicecentern um Hilfe
gebeten werden, falls dort Menschen ein aggressives Auftreten zeigen oder aus anderen
Grunden auf die Mitarbeitenden der Kreisverwaltung verangstigend wirken. Hierdurch kénnen
Einsatze der Polizei vermieden, zumindest aber zum Schutz der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter die Zeit bis zum Eintreffen der Polizei tUberbriickt werden.

Krafte von Rettungsdienst und Feuerwehren kénnen bei Gefahrensituationen lber die Leitstelle
der Polizei polizeiliche Unterstiitzung anfordern. In dieses Verfahren ist auch die Kreisleitstelle
einbezogen und hierfur sensibilisiert. Durch die Zusammenlegung der Polizeiverwaltung und
des neu gegriindeten Amtes fiir Bevolkerungsschutz im Dezernat I kann die entsprechende
Zusammenarbeit zukiinftig noch weiter ausgebaut werden.

Frage 10: Lasst sich anhand vorliegender Erkenntnisse — etwa aus
Ermittlungsverfahren, Polizeiberichten oder eigener Statistik — eine Aussage dazu
treffen, welchen Personengruppen die Taterinnen und Tater bei den erfassten
Angriffen zuzuordnen sind? Bitte nach Moglichkeit aufschliisseln gemaB den
Kategorien der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), insbesondere hinsichtlich
Alter, Nationalitat und Aufenthaltsstatus der Tatverdachtigen, soweit diese Daten
vorliegen oder durch die Kreisbehorden ermittelt werden kénnen.

Es kann keine Aussage zu Tatverdachtigenstrukturen getroffen werden.
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Frage 11: Plant die Kreisverwaltung eine Berichterstattung gegeniiber dem
Kreistag oder dem zustandigen Fachausschuss zu diesem Thema?

Die Fragestellung impliziert, dass es aufgrund einer entsprechenden Anzahl von Fallen
tatsachlich einen Bedarf fiir eine Berichterstattung durch die Kreisverwaltung gibt. Aus den
Antworten zu den Fragen 1 bis 10 ist deutlich geworden, dass ein solcher Bedarf fiir die
Kreisverwaltung nicht gegeben ist.

Angesichts der in den Fragestellungen 1 bis 10 aufgeworfenen Themenkomplexe, die sowohl
Zustandigkeiten, als auch verschiedene Ausschiisse des Kreistages tangieren, kann kein
zustandiger Fachausschuss im Sinne der Fragestellung identifiziert werden.

Zum Thema ,Gewalt gegen Einsatzkrafte" hat die Kreisverwaltung in der Sitzung des
Ausschusses flir Rettungswesen, Feuer- und Katastrophenschutz in der Sitzung am 25.01.2024
unter dem Punkt O 7 ausfiihrlich berichtet. In der Sitzung dieses Ausschusses am 21.01.2026
wurden die aktuellen Zahlen und Fakten unter dem Punkt O 11.2 vorgetragen.

Anlagen: )
2026.06.03-Anfrage Angriffe OPNV RKN



	FLD_VONAME
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FAuswirkung

